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Auf die - aus Gründen der besseren Übersichtlichkeit in Kopie beigeschlossene - schriftliche 

parlamentarische Anfrage der Abgeordneten Edith Haller und Genossen vom 

22, Juni 1995, Nr. 1418/J, betreffend Doppelbesteuerungsabkommen Österreich/BRD, 

beehre ich mich folgendes mitzuteilen: 

Zu 1.: 

Ist ein in Österreich ansässiger Grenzgänger bei einem öffentlichen Arbeitgeber in 

Deutschland beschäftigt. dann teilt das österreichisch-deutsche Doppelbesteuerungs­

abkommen das Besteuerungsrecht an den Bezügen Deutschland zu. Das Abkommen greift 

nicht in die Frage ein, wie dieser Besteuerungsanspruch in Deutschland zu realisieren ist; 

dies richtet sich vielmehr ausschließlich nach dem deutschen innerstaatlichen Steuerrecht. 

Wenn dieses deutsche innerstaatliche Recht österreichischen Wohnraumschaffungskosten 

keine einkommensmindernde Wirkung zuerkennt, so verletzt Deutschland bei Anwendung 

solcher Rechtsvorschriften in keiner Weise die Bestimmungen des Doppelbesteuerungs­

abkommens. 

Wenn das Besteuerungsrecht bei Österreich läge, könnten die ästerreichischen Wohn­

raumschaffungskosten zwar im Rahmen des österreichischen Veranlagungsverfahrens als 

Sonderausgaben Berücksichtigung finden; die Übertragung des Besteuerungsrechtes würde 

aber eine Änderung des Doppelbesteuerungsabkommens erfordern. 

Verständigungsverfahren dienen der Beseitigung von Zweifels- oder Streitfragen bei der 

Anwendung eines internationalen Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung; das 
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Verständigungsverfahren ist aber kein geeignetes Instrument, um über Änderungen des 

Abkommens zu verhandeln. Denn jede Änderung eines parlamentarisch ratifizierten 

Doppelbesteuerungsabkommens bedarf erneut der parlamentarischen Genehmigung nach 

Art. 50 B-VG und kann nicht bloß auf der Grundlage eines seitens des Bundesministeriums 

für Finanzen geführten Verständigungsverfahrens herbeigeführt werden. Aus diesem Grund 

wäre die Führung eines Verständigungsverfahrens kein geeignetes Problemlösungs­

instrument. 

Zu 2.: 

Gegenwärtig laufen im Bundesministerium für Finanzen 20 Verhandlungsprojekte, die 

vorrangig im Interesse der internationalen Verbesserung und Absicherung des Wirtschafts­

standortes Österreich und teilweise auch zur Unterbindung von wettbewerbsstörenden 

Abkommensmißbräuchen zu führen sind. 

Mit Deutschland wird hiebei über ein Erbschafts- und Schenkungssteuerabkommen ver­

handelt, das vor allem Steuerhemmnisse bei grenzüberschreitenden Unternehmens­

umgründungen im Familienverband beseitigen soll. 

Sobald dieses Projekt abgeschlossen ist, kann auch die Revision des Abkommens auf dem 

Gebiete der Steuern vom Einkommen und Vermögen in Angriff genommen werden, wobei 

allerdings vorhersehbar ist, daß dieses Vorhaben nicht allein auf die Beseitigung der 

Sonderproblematik für die Grenzgänger im öffentlichen Dienst beschränkt werden kann. 

Denn auch von deutscher Seite sind mittlerweile mehrere Revisionsanliegen bekannt 

geworden, die für Österreich aus den erwähnten Standortüberlegungen vermutlich 

unannehmbar sein werden. Ob daher Revisionsverhandlungen zu dem von den 

österreichischen Grenzgängern gewünschten Endergebnis führen können, wird sehr von 

dem in Zusammenarbeit mit den österreichischen Interessenvertretungen herzustellenden 

gesamtösterreichischen Interessensausgleich abhängen. 

Zu 3.: 

Mit dem Beitritt Österreichs zur Europäischen Union ist auch Artikel 220 des EWG­

Vertrages für Österreich verbindlich geworden. Dieser Artikel sieht ausdrücklich vor, daß 

die Beseitigung der Doppelbesteuerung innerhalb der Gemeinschaft nur durch 

Verhandlungen unter den Mitgliedstaaten geregelt werden soll. Doppelbesteuerungs­

abkommen sind derzeit daher aus dem Steuerharmonisierungskonzept der EU herausgelöst, 

sodaß mit dem EU-Beitritt Österreichs keine besonderen Auswirkungen auf die DBA-
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Gestaltung verbunden sind. Unterschiedliche DBA-Regelungen zwischen den Mitglied­

staaten werden daher solange weiterbestehen, als nicht auch dieser Rechtsbereich im EU­

Binnenmarkt vereinheitlicht wird (z.B. durch ein multilaterales EU-Abkommen). 

Zu 4.: 

Der Umstand, daß in einem Doppelbesteuerungsabkommen unterschiedliche Zuteilungs­

regeln für verschiedene Einkünftegruppen vorgesehen sind, kann für sich alleine betrachtet 

noch nicht als Diskriminierung bezeichnet werden. Wenn daher Beschäftigungen bei 

privaten Arbeitgebern und bei öffentlichen Arbeitgebern zu unterschiedlichen Steuerauf­

teilungen zwischen den Partnerstaaten eines Doppelbesteuerungsabkommens führen, so ist 

dies grundsätzlich weltweit anerkannt: denn die erstgenannte Einkünftegruppe (Einkünfte 

aus einer Beschäftigung bei einem privaten Arbeitgeber) fällt unter Artikel 15 des OECD­

Musterabkommens (und des nachgebildeten UNO-Musterabkommensl, während die zweit­

genannte Einkünftegruppe (Einkünfte aus der Beschäftigung bei einem öffentlichen Arbeit­

geber) unter Artikel 19 des OECD-Musterabkommens (und des nachgebildeten UNO­

Musterabkommens) fällt. Unterschiedliche Steueraufteilungen zwischen diesen beiden 

Bereichen sind für sich alleine betrachtet somit nicht diskriminierend. 

Daher kann auch keine Diskriminierung in dem bloßen Umstand gesehen werden, daß der 

für private Dienstverhältnisse geltende Artikel 9 des Abkommens mit Deutschland eine 

Grenzgängerregelung enthält, die das Besteuerungsrecht dem Ansässigkeitsstaat 

(Österreich) zuteilt, während die für öffentliche Dienstverhältnisse geltende Bestimmung 

des Artikels 10 des Abkommens mit Deutschland keine derartige Regelung vorsieht und 

daher das Besteuerungsrecht jenem Staat überläßt, in dem die die Bezüge auszahlende 

öffentliche Kasse besteht (Deutschland). 

Wird die Diskriminierung darin erblickt, daß der bei privaten deutschen Arbeitgebern 

beschäftigte österreichische Grenzgänger inländische Wohnraumschaffungskosten bei 

seiner Besteuerung in Österreich geltend machen kann, der in Deutschland besteuerte 

Grenzgänger hingegen nicht, dann liegt die unmittelbare Ursache dieser Unterschiedlichkeit 

- wie bereits eingangs erwähnt - im innerstaatlichen Recht Deutschlands begründet, das für 

eine österreichische Wohnraumschaffung keine Abzugsmöglichkeit vorsieht. Es ist daher 

nicht das Doppelbesteuerungsabkommen, das diese als Diskriminierung empfundene 

Problematik unmittelbar verursacht, sondern das innerstaatliche deutsche Steuerrecht. Das 

Doppelbesteuerungsabkommen würde im Gegenteil seine international anerkannte Funktion 

überschreiten, wenn es in dieser Hinsicht Deutschland die Verpflichtung auferlegte, die im 
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österreichischen Recht für unbeschränkt Steuerpflichtige vorgesehenen Abzugsmöglich­

keiten bei den in Deutschland bloß der beschränkten Steuerpflicht unterliegenden öster­

reichischen Grenzgängern anwenden zu müssen. Das Doppelbesteuerungsabkommen kann 

daher nicht als im Widerspruch mit Art. 48 des EWG-Vertrages befindlich angesehen 

werden. 

Anlage 
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der Abgeordneten Haller, Böhacker 

und Kollegen 

an den Bundesminister für Finanzen 

ANFRAGE 

betreffend Doppelbesteuerungsabkommen Österreich/BRD 

Ein in Österreich wohnhafter und in Deutschland arbeitender Steuerpflichtiger, der dort im 

Dienstverhältnis zu einer juristischen Person des öffentlichen Rechts steht, kann bei 

grenznahem Arbeitsort die Grenzgängerbestimmung des Art. 9 Abs. 3 DBA-BRD (welche 

das Besteuerungsrecht dem Wohnsitzstaat einräumt) nicht in Anspruch nehmen, da bei 

Einkünften aus öffentlichen Kassen immer der Staat das Besteuerungsrecht hat, in dem die 

Beschäftigung ausgeübt wird (Art. 10 DBA-BRD). 

Dies führt dazu, daß bei nicht möglicher Veranlagung in Österreich aufgrund des . Fehlens 

von anderen steuerpflichtigen Einkünften und aufgrund nicht bestehender unbeschränkter 

Steuerpflicht in Deutschland etwa Sonderausgaben weder in Österreich, noch in Deutschland 

abgeschrieben werden können. Bei Sonderausgaben für Wohnraumschaffung kommt noch 

hinzu, daß das jeweilige Objekt im Inland jenes Staates gelegen sein muß, bei dem die 

Abschreibung erfolgen sollte. 

Dieser diskriminierende Zustand für Grenzgänger, die Einkünfte aus öffentlichen Kassen 

beziehen, kann nach Ansicht der unterzeichneten Abgeordneten nicht im Sinne des 

Vertragswillens beider Staaten sein, deren Abkommen letztlich auf Ausschaltung steuerlicher 

Nachteile bei Doppelbesteuerungsfallen ausgerichtet war. 

In einem konkreten Fall hat bereits der deutsche Finanzminister Dr. Theo Waigl signalisiert, 

in solchen Fällen verhandlungsbereit zu sein. 
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Art. 19 des DBA-BRD sieht vor, daß bei nachgewiesener Doppelbesteuerungskonstelation, 

im vorliegenden Fall die nicht mögliche Geltendmachung von Sonderausgaben, der 

Betroffene sich unbeschadet eines innerstaatlichen Rechtsmittels an die oberste Finanzbehörde 

des Vertragsstaates, in dem er seinen Wohnsitz hat, wenden kann. In der Folge haben dann 

Verhandlungen der Vertragsstaaten stattzufinden, wenn die Einwendungen für begründet 

erachtet werden. 

Schließlich nonniert Art. 48 EG-Vertrag die Freizügigkeit der Arbeitskräfte .für alle EU­

Mitgliedstaaten, weshalb sich auch diesfalls die Frage stellt, ob die vorliegende 

Diskriminierung auch gegenüber dem seit 1.1.1995 geltenden EU-Recht aufrechtzuerhalten 

ist. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen daher aus gegebenem Anlaß an den Bundesminister 

für Finanzen folgende 

ANFRAGE 

1. Erachten Sie es aufgrund des vorliegenden Sachverhaltes bei nicht möglicher 

Veranlagung in Österreich für begründet, daß bei Vorhandensein von Sonderausgaben, 

die weder in Österreich noch in Deutschland abgeschrieben werden können, ein Anlaß 

für ein Verständigungsverfahren gegeben ist? 

Wenn nein, warum nicht? 

2. Werden Sie mit dem verhandlungsbereiten deutschen Finanzminister im Sinne des 

Art. 19 DBA-BRD Verhandlungen aufnehmen, um die im Sachverhalt angeführte 

Diskriminierung zu beseitigen? 

Wenn ja, wann und mit welchen Absichten? 

Wenn nein, warum nicht? 

fpc201/114/doppelbe.sa: DVR: 0717193 9.2.95 
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3. Sehen Sie im Beitritt Österreichs zur EU einen zusätzlichen Grund, bei 

Doppelbesteuerungsabkommen diskriminierende Bestimmungen zwischen 

Mitgliedstaaten abzuschaffen? 

Wenn nein, warum? 

4. Inwieweit betrachten Sie bei Nichtabänderung des DBA-BRD die Freizügigkeit der 

Arbeitskräfte gern. Art. 48 EG-Vertrag als erfüllt, wenn diese Freizügigkeit durch 

diskriminierende Bestimmungen in Doppelbesteuerungsabkommen verletzt wird? 

Wien, den 22. Juni 1995 

fpc207/114/doppelbe.sQ' 

• 
1438/AB XIX. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 7 von 7

www.parlament.gv.at




